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28. Verordnung der Landesregierung vom 24. Februar 2009 über die Beurteilung des Pflegebedarfes
nach dem Tiroler Pflegegeldgesetz (Pflegebedarfsverordnung)

29. Verordnung der Landesregierung vom 10. März 2009, mit der die Verordnung über die Errichtung des
Tourismusverbandes Ferienregion St. Johann in Tirol, Oberndorf, Kirchdorf, Erpfendorf geändert wird

30. Verordnung der Landesregierung vom 10. März 2009, mit der die Verordnung über die Errichtung des
Tourismusverbandes Ferienregion Reutte geändert wird

Aufgrund des § 2 Abs. 7 des Tiroler Pflegegeld-
gesetzes, LGBl. Nr. 8/1997, zuletzt geändert durch das
Gesetz LGBl. Nr. 8/2009, wird verordnet:

§ 1
Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinn dieser Verordnung gelten als
a) Betreuung: alle in relativ kurzer Folge notwendi-

gen Verrichtungen anderer Personen, die vornehmlich
den persönlichen Lebensbereich betreffen und ohne die
der Pflegebedürftige der Verwahrlosung ausgesetzt
wäre. Dazu zählen insbesondere Verrichtungen beim
An- und Auskleiden, bei der Körperpflege, der Zube-
reitung und Einnahme von Mahlzeiten, der Verrichtung
der Notdurft, der Einnahme von Medikamenten und der
Mobilitätshilfe im engeren Sinn,

b) Hilfsverrichtungen: aufschiebbare Verrichtungen
anderer Personen, die den sachlichen Lebensbereich des
Pflegebedürftigen betreffen und zur Sicherung seiner
Existenz erforderlich sind. Dazu zählen die Herbei-
schaffung von Nahrungsmitteln, Medikamenten und
Bedarfsgütern des täglichen Lebens, die Reinigung der
Wohnung und der persönlichen Gebrauchsgegenstände,
die Pflege der Leib- und Bettwäsche, die Beheizung des
Wohnraumes einschließlich der Herbeischaffung von
Heizmaterial und die Mobilitätshilfe im weiteren Sinn,

c) ständiger Pflegebedarf: ein täglich oder zumindest
mehrmals wöchentlich regelmäßig gegebener Pflegebe-
darf,

d) außergewöhnlicher Pflegeaufwand: insbesondere
jener Pflegeaufwand, der 

1. die dauernde Bereitschaft, nicht jedoch die dau-
ernde Anwesenheit einer Pflegeperson oder

2. die regelmäßige Nachschau durch eine Pflege-
person in relativ kurzen, jedoch planbaren Zeitabstän-
den, wobei zumindest eine Nachschau in den Nacht-
stunden erforderlich sein muss, oder

3. mehr als fünf Pflegeeinheiten, davon eine in den
Nachtstunden,
erforderlich macht,

e) zeitlich unkoordinierbare Betreuungsmaßnahme:
eine unverzüglich zu erbringende Betreuungsmaßnah-
me, wenn ein Pflegeplan wegen einer körperlichen, geis-
tigen oder psychischen Behinderung oder einer Sinnes-
behinderung des Pflegebedürftigen nicht eingehalten
werden kann.

(2) Die Anleitung sowie die Beaufsichtigung von
Menschen mit geistiger oder psychischer Behinderung
bei der Durchführung von Betreuungs- und Hilfsver-
richtungen nach Abs. 1 lit. a und b sind der Betreuung
und Hilfe selbst gleichzusetzen.

§ 2
Richtwerte und Mindestwerte 
für den Betreuungsaufwand

(1) Bei der Feststellung des zeitlichen Betreuungs-
aufwandes ist von folgenden, auf einen Tag bezogenen
Richtwerten auszugehen:

An- und Auskleiden ............................ 2 × 20 Minuten

Entleerung und 
Reinigung des Leibstuhles ..................... 4 × 5 Minuten

Einnehmen von Medikamenten ................... 6 Minuten
(auch bei Sondenverabreichung)
Reinigung bei 
inkontinenten Patienten ...................... 4 × 10 Minuten
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Anus-praeter-Pflege .................................... 15 Minuten

Kanülen- oder Sondenpflege ...................... 10 Minuten

Katheterpflege ............................................. 10 Minuten

Einläufe ........................................................ 30 Minuten

Mobilitätshilfe im engeren Sinn ................. 30 Minuten

(2) Für die nachstehenden Verrichtungen werden fol-
gende, auf einen Tag bezogene zeitliche Mindestwerte
festgelegt:

tägliche Körperpflege .......................... 2 × 25 Minuten

Zubereitung von Mahlzeiten ........................... 1 Stunde
(auch bei Sondennahrung)

Einnahme von Mahlzeiten ............................... 1 Stunde
(auch bei Sondenernährung)

Verrichtung der Notdurft ................... 4 × 15 Minuten

Abweichungen von diesen Zeitwerten sind nur dann
zu berücksichtigen, wenn der tatsächliche Betreuungs-
aufwand diese Mindestwerte erheblich überschreitet.

§ 3
Richtwert für Motivationsgespräche

Sind mit geistig oder psychisch behinderten Men-
schen zur selbstständigen Durchführung von Betreu-
ungs- und Hilfsverrichtungen nach § 1 Abs. 1 lit. a und
b Motivationsgespräche zu führen, so ist für diese Be-
treuungsmaßnahme von einem auf einen Monat bezo-
genen zeitlichen Richtwert von insgesamt zehn Stunden
auszugehen.

§ 4
Pauschal- und Zeitwerte 

für den Hilfs- und Betreuungsaufwand 

(1) Für jede Hilfsverrichtung nach § 1 Abs. 1 lit. b ist
ein auf einen Monat bezogener verbindlicher Pauschal-
wert von zehn Stunden anzunehmen.

(2) Bei pflegebedürftigen Kindern und Jugendlichen
kann bis zum vollendeten 15. Lebensjahr unbeschadet
des Vorliegens eines Bedarfes an Hilfsverrichtungen
nach Abs. 1 ein Zeitwert für die Mobilitätshilfe im wei-
teren Sinn im Ausmaß von bis zu 50 Stunden monatlich
berücksichtigt werden, wobei aber der nach § 2 Abs. 7
lit. c des Tiroler Pflegegeldgesetzes festgelegte Höchst-
wert von maximal 50 Stunden pro Monat insgesamt
nicht überschritten werden darf.

(3) Bei der Festsetzung des Pflegebedarfes für
schwerst behinderte Kinder und Jugendliche bis zum
vollendeten 15. Lebensjahr sind unter den Vorausset-
zungen des § 2 Abs. 3 und Abs. 4 des Tiroler Pflege-
geldgesetzes zusätzlich zu den Richtwerten nach § 2

folgende, auf einen Monat bezogene verbindliche Pau-
schalwerte als Erschwerniszuschläge zu berücksichtigen:

a) bis zum vollendeten 7. Lebensjahr 50 Stunden,

b) ab dem vollendeten 7. Lebensjahr
bis zum vollendeten 15. Lebensjahr 75 Stunden.

(4) Bei der Festsetzung des Pflegebedarfes für Per-
sonen ab dem vollendeten 15. Lebensjahr mit einer
schweren geistigen oder einer schweren psychischen
Behinderung, insbesondere einer demenziellen Erkran-
kung, ist unter den Voraussetzungen des § 2 Abs. 5 und
Abs. 6 des Tiroler Pflegegeldgesetzes zusätzlich zu den
Richtwerten nach § 2 ein auf einen Monat bezogener
verbindlicher Pauschalwert im Ausmaß von 25 Stunden
als Erschwerniszuschlag zu berücksichtigen.

§ 5
Verwendung von Hilfsmitteln

(1) Pflegebedarf ist insoweit nicht anzunehmen, als die
notwendigen Verrichtungen vom Anspruchswerber
durch die Verwendung einfacher Hilfsmittel selbststän-
dig vorgenommen werden können oder könnten und ihm
der Gebrauch dieser Hilfsmittel mit Rücksicht auf seinen
physischen und psychischen Zustand zumutbar ist.

(2) Die Verwendung anderer Hilfsmittel ist zu be-
rücksichtigen, wenn diese vorhanden sind oder deren
Finanzierung zur Gänze oder zumindest überwiegend
durch das Land Tirol oder einen anderen öffentlichen
Kostenträger sichergestellt ist.

§ 6
Sachverständigengutachten

(1) Grundlage für die Beurteilung des Pflegebedarfes
bildet ein ärztliches Sachverständigengutachten. Erfor-
derlichenfalls sind zur ganzheitlichen Beurteilung der
Pflegesituation Personen aus anderen Bereichen, bei-
spielsweise dem gehobenen Dienst für Gesundheits-
und Krankenpflege, der Heil- und Sonderpädagogik, der
Sozialarbeit, der Psychologie sowie der Psychotherapie
beizuziehen.

(2) Das Sachverständigengutachten hat jedenfalls zu
enthalten:

a) die Anamnese, die Diagnose und die voraussicht-
liche Entwicklung der Behinderung,

b) den Befund über die Funktionsausfälle und die zu-
mutbare Verwendung von Hilfsmitteln bzw. die Be-
schreibung der Defizite aufgrund der geistigen oder
psychischen Behinderung,

c) die Angabe, zu welchen Verrichtungen ständige
Betreuung und Hilfe benötigt wird.
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(3) Das Sachverständigengutachten hat erforderli-
chenfalls zusätzlich zu enthalten: 

a) bei einer Abweichung von den in den §§ 2 und 3
festgelegten Richtwerten und Mindestwerten eine Be-
gründung für die Abweichung,

b) bei einem durchschnittlichen Pflegebedarf von
mehr als 180 Stunden monatlich begründete Angaben,
ob die zusätzlichen Kriterien für die Pflegestufen 5, 6
oder 7 vorliegen, 

c) bei der Beurteilung des Pflegebedarfes von Kin-
dern und Jugendlichen bis zum vollendeten 15. Lebens-
jahr eine Darlegung, inwieweit der Pflegebedarf jenes
Ausmaß übersteigt, das über das für gleichaltrige Min-
derjährige erforderliche Ausmaß hinausgeht,

d) bei der Beurteilung des Pflegebedarfes von Pflege-
bedürftigen ab dem vollendeten 15. Lebensjahr mit einer
schweren geistigen oder schweren psychischen Behin-
derung, insbesondere mit einer demenziellen Erkran-
kung, eine Begründung über das Vorliegen pflegeer-
schwerender Faktoren im Sinn des § 2 Abs. 5 und 6 des
Tiroler Pflegegeldgesetzes.

§ 7
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2009 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Beur-

teilung des Pflegebedarfes nach dem Tiroler Pflegegeld-
gesetz, LGBl. Nr. 101/1993, außer Kraft.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und 4 des Tiroler Touris-
musgesetzes 2006, LGBl. Nr. 19, zuletzt geändert durch
das Gesetz LGBl. Nr. 74/2007, wird nach Anhören der
Marktgemeinde St. Johann in Tirol und der Gemeinden
Kirchdorf in Tirol und Oberndorf in Tirol sowie des
Tourismusverbandes Ferienregion St. Johann in Tirol,
Oberndorf, Kirchdorf, Erpfendorf verordnet:

Artikel I

Die Verordnung über die Errichtung des Tourismus-
verbandes Ferienregion St. Johann in Tirol, Oberndorf,
Kirchdorf, Erpfendorf, LGBl. Nr. 102/2005, wird wie
folgt geändert:

§ 1 hat zu lauten:
„§ 1

Für das Gebiet der Marktgemeinde St. Johann in Tirol
und der Gemeinden Kirchdorf in Tirol und Oberndorf
in Tirol wird ein Tourismusverband errichtet. Der Tou-
rismusverband trägt den Namen ,Kitzbüheler Alpen –
St. Johann in Tirol – Oberndorf – Kirchdorf – Erpfen-
dorf‘ und hat seinen Sitz in St. Johann in Tirol.“

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

29. Verordnung der Landesregierung vom 10. März 2009, mit der die Verordnung über
die Errichtung des Tourismusverbandes Ferienregion St. Johann in Tirol, Oberndorf,
Kirchdorf, Erpfendorf geändert wird
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Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und 4 des Tiroler Tourismus-
gesetzes 2006, LGBl. Nr. 19, zuletzt geändert durch das
Gesetz LGBl. Nr. 74/2007, wird nach Anhören der
Marktgemeinde Reutte, der Stadtgemeinde Vils und der
Gemeinden Breitenwang, Ehenbichl, Höfen, Lechaschau,
Musau, Pflach, Pinswang, Wängle und Weißenbach am
Lech sowie des Tourismusverbandes Ferienregion Reutte
verordnet:

Artikel I

Die Verordnung über die Errichtung des Tourismus-
verbandes Ferienregion Reutte, LGBl. Nr. 19/1992, zu-
letzt geändert durch die Verordnung LGBl. Nr. 106/2006,
wird wie folgt geändert:

§ 1 hat zu lauten:
„§ 1

Für das Gebiet der Marktgemeinde Reutte, der Stadt-
gemeinde Vils und der Gemeinden Breitenwang, Ehen-
bichl, Höfen, Lechaschau, Musau, Pflach, Pinswang,
Wängle und Weißenbach am Lech mit Ausnahme des
Ortsteiles Gaicht wird ein Tourismusverband errichtet.
Der Tourismusverband trägt den Namen ,Naturpark-
region Reutte‘ und hat seinen Sitz in Reutte.“

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

30. Verordnung der Landesregierung vom 10. März 2009, mit der die Verordnung über
die Errichtung des Tourismusverbandes Ferienregion Reutte geändert wird
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